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Entschließungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur Erklärung der Bundesregierung zu den Aktivitäten des 
Bundesnachrichtendienstes bei der Nachforschung nach Dioxinabfällen 
im Jahre 1983 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag nimmt den Bericht der Parlamentari- 
schen Kontrollkommission vom 5. Februar 1986 über die Ergeb- 
nisse der Prüfung privater Zuwendimgen an den Bundesnach- 
richtendienst im Jahre 1983 zxir Kenntnis. 

Er stellt fest: 

1. Der Staat muß in den Sicherheitsbereichen seine Aufgaben 
ausschließhch mit eigenen Mitteln erfüllen. Es muß jeder 
Anschein vermieden werden, daß sich 

— Sicherheitsorgane in Abhängigkeit von finanzkräftigen 
Geldgebern begeben und 

— im Interesse finanzkräftiger Geldgeber eine stärkere 
Aktivität entfalten als in anderen Fällen. 

Weiter muß der Anschein vemüeden werden, daß der Bun- 
desminister des Innern die Intensität seiner dienstlichen 
Tätigkeit von der Bereitstellung privater Mittel abhängig 
macht. 

2. Der Deutsche Bimdestag bekräftigt seine Aufforderung an 
die Bundesregierung, daß Zuwendimgen der festgestellten 
Art in jedem Fall unterbleiben. 

3. Der Deutsche Bundestag bedauert, daß die Parlamen- 
tarische Kontrollkomnüssion im Jahre 1983 von der Bimdes- 
regierung entgegen ihrer Pflicht gemäß § 2 Abs. 1 des 
Gesetzes über die parlamentarische Kontrolle nach- 
richtendiensthcher Tätigkeit des Bundes (BGBl. I 1978, 
S. 453) nicht von den jetzt festgestellten Vorgängen unter- 
richtet worden ist. 

4. Der Deutsche Bundestag hält es nicht für angängig, daß der 
Bimdesminister des Innern den Bundesnachrichtendienst 
persönlich unter Zuwendung privater Gelder zum Tätigwer- 
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den veranlaßt, ohne davon das Bundeskanzleramt zu unter- 
richten. Er bedauert, daß der Bundesnachrichtendienst das 
Bundeskanzleramt auch seinerseits nicht unterrichtet hat. 

5. Der Deutsche Bundestag mißbilligt, daß der Bundesminister 
des Innern den Vorgang im November 1985 zunächst der 
Parlamentarischen Kontrollkommission und sodann in der 
Sitzung des Deutschen Bundestages vom 15. November 
1985 auch dem Parlament verschwiegen hat, obwohl er 
wußte, daß die Parlamentarische Kontrollkommission und 
sodann auch der Deutsche Bundestag die Annahme privater 
Zuwendungen durch den Bundesnachrichtendienst nicht für 
angängig hielten, und er ausdrücklich gefragt worden war, 
ob es außer dem damals behandelten Fall noch weitere Fälle 
privater Zuwendungen an den Bundesnachrichtendienst 
gäbe. Der Bundesminister des Innern hat dadurch den Deut- 
schen Bundestag mit einer bewußten Unwahrheit brüskiert 
und der Parlamentarischen Kontrollkommission die Erfül- 
limg der ihr obliegenden Aufgaben erschwert. 

II. Die Bimdesregierung wird aufgefordert, die in Rede stehenden 
Beträge an die Zuwender zurückzuzahlen. 

Bonn, den 19. Februar 1986 

Dr. Vogel und Fraktion 
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